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Entwurf des Brandenburgischen Kinder- und 
Jugendgesetzes: 

• Ziele
• Beteiligungsprozess
• Aktueller Stand 



https://mbjs.brandenb
urg.de/kinder-und-
jugend/kinder-und-
jugendgesetz.html
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Sozialgesetzbuch VIII – Kinder- und Jugendhilfegesetz 
Zuletzt geändert durch das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG)
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl121s1444.pdf%27%5D__1687743328739
https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbviii/1.html

Erstes Gesetz zur 
Ausführung des Achten 
Buches Sozialgesetzbuch -
Kinder- und Jugendhilfe 
(AGKJHG) - 1997

https://bravors.brandenburg.de/gesetze/agkjhg

Zweites Gesetz zur Ausführung 
des Achten Buches des 
Sozialgesetzbuches - Kinder- und 
Jugendhilfe -
(Kindertagesstättengesetz -
KitaG) – 1992
https://bravors.brandenburg.de/gesetze/kitag

Regelungsnotwendigkeiten 

Brandenburgischen Kinder-
und Jugendgesetzes (neu) 

Kitarechtsreform gestoppt 

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl121s1444.pdf%27%5D__1687743328739
https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/sgbviii/1.html
https://bravors.brandenburg.de/gesetze/agkjhg
https://bravors.brandenburg.de/gesetze/kitag


Kurzer Rückblick 
Änderungen  und Neuregelungen des „Kinder- und 
Jugendstärkungsgesetz (KJSG)“ 



 Das Achte Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) umfasst die bundesgesetzlichen
Regelungen in Deutschland, die die Kinder- und Jugendhilfe betreffen.

 Mit der Einführung 1990 wurde die politische und fachliche Kritik an der Kontroll-
und Eingriffsorientierung des vorherigen Jugendwohlfahrtsgesetz aufgenommen

 Paradigmenwechsel zu modernem Leistungsgesetz

 Das SGB VIII regelt bundeseinheitlich die Leistungen gegenüber jungen Menschen
(Kinder, Jugendliche, junge Volljährige) sowie deren Eltern und
Personensorgeberechtigten, die ihren tatsächlichen Aufenthalt in Deutschland
haben.

Kurzüberblick Sozialgesetzbuch (SGB) - Achtes Buch (VIII) -
Kinder- und Jugendhilfe 
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Leistungen der Jugendhilfe 

§§11-41 SGB VIII 



Andere Aufgaben 

§§42 – 50  SGB VIII 



1. Ende 2018 Start des „Mitreden-Mitgestalten-Dialogprozess“
2. Referentenentwurf im Oktober 2020 
3. Regierungsentwurf im Dezember 2020
4. Änderungsvorschläge Bundesrat und Regierung im März 2021
5. Beschlussfassung des Bundestags im April 2021
6. Zustimmung des Bundesrates am 7.5.2021

Die Regelungen traten – mit Ausnahme der Regelungen der 2. 
und 3. Stufe der Inklusiven Lösung – mit der Verkündung am 
10.06.2021 in Kraft: 

https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%
3D%27bgbl121s1385.pdf%27%5D__1623245428168

SGB VIII-Reform: Beschlussverlauf des KJSG



1. Beteiligung von jungen Menschen, Eltern und Familien
2. Verbesserter Kinder- und Jugendschutz
3. Stärkung von Kindern und Jugendlichen in Pflegefamilien

oder Einrichtungen 
4. Hilfen aus einer Hand
5. Prävention vor Ort – niedrigschwellige Angebote

Alle Änderungen im Überblick: 

https://dijuf.de/veroeffentlichungen/publikationen-
detail?tx_igpublications_show%5Baction%5D=show&tx_igpublications_show%5Bcontroller%5D=Publication&tx_i
gpublications_show%5Bpublication%5D=54&cHash=7fbbb614adf87edc3e6980826116f386

https://dijuf.de/veroeffentlichungen/publikationen-
detail?tx_igpublications_show%5Baction%5D=show&tx_igpublications_show%5Bcontroller%5D=Publication&tx_i
gpublications_show%5Bpublication%5D=55&cHash=2700ac3064fa59c8e523e22bc705cc3a

Zentrale Änderungen in den Schwerpunktthemen: 

https://dijuf.de/veroeffentlichungen/publikationen-detail?tx_igpublications_show%5baction%5d=show&tx_igpublications_show%5bcontroller%5d=Publication&tx_igpublications_show%5bpublication%5d=54&cHash=7fbbb614adf87edc3e6980826116f386
https://dijuf.de/veroeffentlichungen/publikationen-detail?tx_igpublications_show%5baction%5d=show&tx_igpublications_show%5bcontroller%5d=Publication&tx_igpublications_show%5bpublication%5d=55&cHash=2700ac3064fa59c8e523e22bc705cc3a


Entwurf des Brandenburgischen Kinder- und 
Jugendgesetzes: 

• Aufbau / Übersicht Regelungsinhalte 
• Gesamteinschätzung



https://mbjs.brandenburg.de/media_fast/6288/entwurf_kinder-_und_jugendgesetz_2.pdf



https://mbjs.brandenburg.de/media_fast/6288/entwurf_kinder-_und_jugendgesetz_2.pdf



https://mbjs.brandenburg.de/media_fast/6288/entwurf_kinder-_und_jugendgesetz_2.pdf



https://mbjs.brandenburg.de/media_fast/6288/entwurf_kinder-_und_jugendgesetz_2.pdf



Positiv:

 Der vorliegende Entwurf versucht die Rechte von jungen 
Menschen, den Kinderschutz sowie die Teilhabe von jungen 
Menschen zu verbessern. 

 Die Ausführungen im Gesetzesentwurf geben zu verstehen, 
dass eine tatsächliche Weiterentwicklung der Kinder- und 
Jugendhilfe im Land Brandenburg beabsichtigt wird.

Gesamteinschätzung



Kritisch:

 außerordentlicher Umfang
 Struktur / Beziehungen der Kapitel und Paragrafen zum Teil nicht 

schlüssig
 Doppelungen / zum Teil widersprüchliche Ausführungen  
 Rechtsunsichere Bestimmungen, „hochgradig interpretationswürdige 

Formulierungen“
 hoher Anteil an Formulierungen mit ideellen ohne Regelungsanteile
 mehrfach sind Regelungsinhalte im Begründungsteil gefasst, der mit 

beschlossen werden soll  ungünstiges Vorgehen 
 Nicht nachvollziehbare Übernahme von Regelungsinhalten aus dem 

SGB VIII 
 Fachliche Neudefinition von Arbeitsfeldern, Aufgaben,  Prinzipien und 

Strukturen der Kinder- und Jugendhilfe, die die Normen des SGB VIII 
zum Teil unterlaufen 

Gesamteinschätzung



Kritisch:

 es werden Aufgaben und Standards für die Kommunen und Träger 
definiert ohne klare Regelungen zum Mehrbelastungsausgleich (MBA) 
gem. Konnexitätsprinzip (Artikel 97 Abs. 3 Landesverfassung) zu treffen 

 auf den MBA wird nur punktuell und nicht der Höhe nach verwiesen
 es fehlen valide Kostenprognosen und konkrete Vorschläge zur 

Ausfinanzierung der tatsächlich anfallenden Mehrbelastungen 
mehrfacher Verweis auf noch zu erlassende Rechtsverordnungen

 Eingriff in die Personal- und Organisationshoheit der örtlichen Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe durch Vorgaben zu Bezeichnungen oder 
Aufgaben, z.B. für die Organisation von Beratungsdiensten

 Vorschläge zur Gestaltung der Organisation der Kinder- und 
Jugendhilfe erweitern das System der Kinder- und Jugendhilfe um den 
kompletten Freizeitbereich und unterlaufen die Prinzipien der 
Partnerschaftlichkeit und Zweigliedrigkeit  

Gesamteinschätzung



 Gut gemeint, aber nicht gut gemacht 
 Gesetz wird in der vorliegenden Form zu massiven 

Rechtsunsicherheiten und – konflikten führen

Gesamteinschätzung



Blick in Regelungsvorschläge des 
Entwurfes: 
Allgemeine Bestimmungen 



§ 1 Kinder- und jugendfreundliches Land 



 Die Formulierung in Satz 2, alles staatliche Handeln darauf 
auszurichten, die Rechte von Kindern und Jugendlichen zu schützen, 
ist rechtlich nicht haltbar

 Kinder- und Jugendgesetz hat keinen Vorrang vor anderen 
landesrechtlichen Regelungen und kann folgend nicht alles staatliche 
Handeln regeln

 Regelung wäre nur wirksam in Landesverfassung 

§ 1 Kinder- und jugendfreundliches Land 



§ 2 Kinder- und jugendfreundliches Land 



 unklar, ob der Geltungsbereich an den tatsächlichen oder an den 
gewöhnlichen Aufenthalt abzielt

 unklar, welche Regelungen für junge Menschen aus Brandenburg 
gelten, die  außerhalb des Landes betreut bzw. untergebracht sind 

 unklar bleibt, wie das KJG auf Aufgabenträger anzuwenden ist, die 
ihren Sitz außerhalb des Landes Brandenburg haben

§ 2 Geltungsbereich  - Absatz 1 



 Fachlich unzulässige Ausweitung von Aufgaben auch auf solche, die nicht 
in § 2 SGB VIII genannt sind ohne Verweis auf Aufgaben, Ziele und 
Prinzipien der KJH nach §§ 1 – 10 SGB VIII 

 die Formulierung: “auf eine Leistungserbringung abzielen und vorrangig 
auf junge Menschen ausgerichtet sind“ öffnet die Kinder- und Jugend-
hilfe auf hochproblematische Weise in den Bereich der kommerziellen 
Freizeitanbieter

 die dahinterliegende Idee, alle an junge Menschen gerichteten Angebote 
im Land Brandenburg so dem Kinderschutz unterstellen zu können, ist 
nicht umsetzbar

 Jugendämter müssten sämtliche vorhandenen Angebote überprüfen, 
 Zugleich können kommerzielle Freizeitanbieter, als jetzt neu definierte 

Leistungserbringer Ansprüche gegen die örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe geltend machen 

 Regelungen zum Kinder- und Jugendschutz im Gewerbe und 
Freizeitbereich können nicht über das KJG bestimmt werden

§ 2 Geltungsbereich  - Absatz 2 



§ 3 Anwendungsbereich



 Formulierung im vorliegenden Entwurf schließt Wirkung des Gesetzes 
auf Angebote der Schulsozialarbeit sowie die Umsetzung des 
Kinderschutzes an Schulen aus 

 Satz 2 ist nicht praktikabel und stellt eine Überlastung / Zumutung für 
Akteure der Kindertagesbetreuung dar, die das marode und 
rechtsunsichere KitaG jetzt auch noch im Zusammenhang mit einem 
neuen rechtsunsicheren und überkomplexen Gesetz anwenden 
müssen 

§ 3 Anwendungsbereich



§ 4 Begriffsbestimmungen 



§ 4 Begriffsbestimmungen 



 Unklar, warum Bestimmungen aus dem SGB VIII gedoppelt werden 
müssen 

 Unklar, warum Brandenburg alleinig den Begriff „Kleinkind“ definiert
 Die Definition der Träger der öffentlichen Jugendhilfe wird

unverständlicherweise auf andere juristische Personen des
öffentlichen Rechts, die Aufgaben nach § 2 des Entwurfs
wahrnehmen, ausgeweitet.
 unklar, welche juristischen Personen hier avisiert werden
 nicht absehbare Folgen bezüglich Zusammenarbeitsprinzipien,

Gewährleistungspflichten etc.
 Höchst kritisch zu bewertende Umbenennung der „Jugendämter“ in 

„Fachdienst Kinder, Jugend und Familie“ 
 Erzeugt mindestens Verwirrung, da „Jugendamt“ gebräuchlich ist 
 Eingriff in kommunale Selbstverwaltung 
 Vom SGB VIII abweichende Bezeichnungen lösen Irritationen z.B. 

im Kontext der Zweigliedrigkeit aus 

§ 4 Begriffsbestimmungen 



§ 7 Unterstützungsleistungen 



 unklar, warum der verwirrende Begriff der „Unterstützungs-
leistungen“ eingebracht wird. Das SGB regelt „Hilfen“

 § 7 Abs. 1 ist in der Sache überflüssig: SGB VIII bestimmt, dass der 
zuständige Träger der öffentlichen Jugendhilfe für die Beurteilung 
und Entscheidung von Sachverhalten und Hilfen zuständig ist  auch 
diese Ausführungen verwirren 

 verwirrend ist insbesondere der Begriff des Leistungserbringers“, der 
im klassischen Sozialdreieck die freien Träger bezeichnet 

 Absatz 3 ist als moralischer Appell in diesem Regelungskontext 
unverständlich 

§ 7 Unterstützungsleistungen 



Beteiligung von jungen 
Menschen, Eltern und Familien



Neuregelungen des KJSG in den folgenden drei Bereichen:

 Die Stärkung der Selbstbestimmung junger Menschen
 Die Stärkung junger Menschen und ihrer Familien bei der 

Inanspruchnahme von Hilfen und bei der Hilfeplanung sowie 
bei der Inobhutnahme

 Die Stärkung von Beschwerdemöglichkeiten und 
Selbstvertretungen

Beteiligung von jungen Menschen und Familien



Ziel: Verstärkung der Prinzipien des SGB VIII durch das KJSG 

1. Stärkung der Subjektstellung von Kindern und Jugendlichen
2. Verankerung des Prinzips der Selbstbestimmung: „Nicht über uns, 

sondern mit uns!“ 
3. Stärkung von Partizipation und Beförderung der gesellschaftlichen 

Teilhabe 
4. Stärkung des Grundverständnisses der Kinder- und Jugendhilfe als 

personenbezogener sozialer Dienstleistung  verständliche,
nachvollziehbare und wahrnehmbare Aufgabenerfüllung unter 
Berücksichtigung der Adressat*innen (z.B. Alter, Entwicklungsstand, 
Sprache, behinderungsbedingte Einschränkungen) in ausreichenden 
und erforderlichen Formen 

5. (Weiter)Gestaltung der inklusiven Kinder- und Jugendhilfe
6. Stärkung und Entwicklung unserer demokratischen Gesellschaft und 

Mitwirkung an der Gestaltung kinder- und jugendgerechter 
Lebenswelten 

Beteiligung von jungen Menschen und Familien



Selbstbestimmung junger Menschen
 Hervorhebung der Subjektstellung und der Selbstbestimmtheit 

von Kindern und Jugendlichen (§ 1 SGB VIII) 

Beteiligung von jungen Menschen und Familien



Selbstbestimmung junger Menschen

 Einführung eines not- und konfliktlagenunabhängigen 
vertraulichen Beratungsanspruchs für junge Menschen (§ 8 
Abs. 3 SGB VIII)  übertragbar auf geeignete freie Träger 

Beteiligung von jungen Menschen und Familien



Stärkung von Selbstvertretungen von Kindern und Jugendlichen, 

§ 4a Selbstorganisierte Zusammenschlüsse zur Selbstvertretung

(1) Selbstorganisierte Zusammenschlüsse nach diesem Buch sind solche, in
denen sich nicht in berufsständische Organisationen der Kinder- und
Jugendhilfe eingebundene Personen, insbesondere Leistungsberechtigte und
Leistungsempfänger nach diesem Buch sowie ehrenamtlich in der Kinder-
und Jugendhilfe tätige Personen, nicht nur vorübergehend mit dem Ziel
zusammenschließen, Adressatinnen und Adressaten der Kinder- und
Jugendhilfe zu unterstützen, zu begleiten und zu fördern, sowie
Selbsthilfekontaktstellen. Sie umfassen Selbstvertretungen sowohl innerhalb
von Einrichtungen und Institutionen als auch im Rahmen gesellschaftlichen
Engagements zur Wahrnehmung eigener Interessen sowie die verschiedenen
Formen der Selbsthilfe.

Beteiligung von jungen Menschen und Familien



Verpflichtung der Träger der öffentlichen Jugendhilfe zur 
Zusammenarbeit mit Selbstvertretungen (4a SGB Abs. 2 und 3 VIII).

(2) Die öffentliche Jugendhilfe arbeitet mit den selbstorganisierten
Zusammenschlüssen zusammen, insbesondere zur Lösung von Problemen
im Gemeinwesen oder innerhalb von Einrichtungen zur Beteiligung in diese
betreffenden Angelegenheiten, und wirkt auf eine partnerschaftliche
Zusammenarbeit mit diesen innerhalb der freien Jugendhilfe hin.  §§ 71;
80 SGB VIII

(3) Die öffentliche Jugendhilfe soll die selbstorganisierten
Zusammenschlüsse nach Maßgabe dieses Buches anregen und fördern.

Beteiligung von jungen Menschen und Familien



Stärkung von Beschwerdemöglichkeiten: gesetzliche Regelung 
von Ombudsstellen

§ 9a Ombudsstellen

In den Ländern wird sichergestellt, dass sich junge Menschen 
und ihre Familien zur Beratung in sowie Vermittlung und 
Klärung von Konflikten im Zusammenhang mit Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe nach § 2 und deren Wahrnehmung 
durch die öffentliche und freie Jugendhilfe an eine 
Ombudsstelle wenden können. Die hierzu dem Bedarf von 
jungen Menschen und ihren Familien entsprechend errichteten 
Ombudsstellen arbeiten unabhängig und sind fachlich nicht 
weisungsgebunden. § 17 Absatz 1 bis 2a des Ersten Buches gilt 
für die Beratung sowie die Vermittlung und Klärung von 
Konflikten durch die Ombudsstellen entsprechend. Das Nähere 
regelt das Landesrecht. 

Beteiligung von jungen Menschen und Familien



 Kinderrechte / Rechte junger Menschen besser benannt als
im AGKJHG, aber nicht klar geregelt, wie diese umgesetzt
werden sollen  hier ist das SGB VIII eindeutiger

 Der wichtige Begriff der „Selbstbestimmung“ wird an
zentralen Stellen schlicht vergessen

 Der Begriff der Beteiligung wird im Sinne des
Verwaltungsrecht grundsätzlich auf Anhörungs- und
Mitwirkungsrechte im Sinne von Mitwirkungspflichten
reduziert, was den Normen des SGB VIII für die Umsetzung in
der Praxis nicht entspricht

 Andererseits werden jungen Menschen mehr Teilnahme- und
damit Anhörungsrechte in Gremien (LKJA, JHA) gesichert

 Zuständigkeiten, Verfahren und notwendige Ressourcen für
Beteiligungsrechte bleiben dabei jedoch ungeklärt:

Umsetzung „Beteiligung“ im KJG



Umsetzung „Beteiligung“ im KJG



Umsetzung „Beteiligung“ im KJG



Umsetzung „Beteiligung“ im KJG



 Keine sachgerechte Beteiligung junger Menschen
 Mit der Formulierung “junge Menschen“ wird der in § 18a

Kommunalverfassung umfasste Personenkreis der Kinder und
Jugendlichen ausgeweitet  Die auf das
Kommunalverfassungsrecht ausgerichteten entsprechenden
Satzungen müssten, angepasst werden.

 Das KJG kann nicht alle staatlichen Stellen verpflichten
 § 13 lässt offen, wie Interessenvertretungen von jungen

Menschen demokratisch legitimiert oder zumindest
repräsentativ umgesetzt werden kann

 Es ist nicht erkennbar, wer für die konkrete Ausgestaltung der
Beteiligung die Verantwortung tragen soll; für den kommunalen
Bereich ist festzustellen, dass § 18a Kommunalverfassung eine
hinreichende Regelung trifft; zu § 14 ist die
Kommunalverfassung insofern vorrangig.

 Unklar wie Verfahren des „Nachholens von
Beteiligungsprozessen“ geregelt sein können

 Enormer Bürokratieaufwand ohne die wichtige Verbesserung
der Beteiligungskultur zu erwarten

Zu §§ 13 ff. KJG 



 Regelungen zur Ombudsstelle in Kapitel 4 müssen überarbeitet
werden:

 Klarstellung der Zuständigkeit des überörtlichen Trägers
der Jugendhilfe

 Fragen des Datenschutzes bezgl. der Pflicht der
Aufgabenträgern mit der Ombudsstelle über individuelle
Vorgänge zu sprechen

 Regelungen zur Verankerung von Beratungsangeboten in §§ 10
und 11 nicht niedrigschwellig genug und zudem nicht eindeutig
hinsichtlich des Mehrbelastungsausgleichs definiert:

Umsetzung im KJG



Beispiel Beratungsangebote



Beispiel Beratungsangebote



Beispiel Beratungsangebote



Verbesserter Kinder- und 
Jugendschutz



Die Änderungen im Bereich Kinder- und Jugendschutz 
beziehen im KJG sich im Wesentlichen auf drei 
Themenbereiche:

1. Zusammenarbeit an Schnittstellen, 
2. Regelungen zur Betriebserlaubnis 
3. Auslandsmaßnahmen

Umsetzung im KJG: 

Verbesserter Kinder- und Jugendschutz



Umsetzung „Kinderschutz“ im KJG



 Absatz 1 – 4 sind Programmsätze ohne Regelungsinhalt
 Absatz 5 wirft aus Sicht der Praxis grundsätzliche Fragen auf. Der

Ansatz der Hilfe vor Strafe, der die Jugendhilfe prägt, wird nicht
berücksichtigt! Die Regelung ist nicht haltbar.

 Unpräzise Regelungen zur Anzeigepflicht lösen Unsicherheit aus
 Eine Information der Strafverfolgungsbehörden wäre in den

meisten Fällen ausreichend
 Das Strafrecht ermöglicht mit Grund anonyme Meldungen zu

Straftaten. Diese Option muss auch für Fachkräfte der Jugendhilfe
möglich sein.

 Absatz ist nicht umsetzbar

Zu § 16 KJG 



 § 17 enthält nur beschreibende Darstellungen zum
Jugendmedienschutz und zur Stärkung der Medienkompetenz ohne
konkrete Regelungsinhalte. Die Finanzierung einer Fachstelle wird unter
Haushaltsvorbehalt und ohne konkrete Aufgabenbeschreibung gefasst

 § 18 definiert einen besonderen Schutzauftrag für vulnerable Gruppen
von Kindern und Jugendlichen sowie für Kinder von vulnerablen Eltern
ohne diesen zu konkretisieren oder mit konkreten Rechtsansprüchen zu
untersetzen

 Auch § 19 Hilfen und Maßnahmen des Kinder- und Jugendschutzes
beschreibt diese nur abstrakt ohne konkrete Regelungen zu treffen. 
große Regelungslücke!

 Dafür verpflichtet Absatz 4 den öTöJH zum Handeln im Fall vom
Verdacht der Kindeswohlgefährdung bei noch nicht geborenen
Kindern, ohne präzise zu klären, wie das konkret umgesetzt werden soll.
Diese Aufgabe ist m. E. nicht erfüllbar

 § 20 Zuständigkeiten und § 21 Grundsätze des Kinderschutzes
beschreiben im SGB VIII bereits ausreichend definierte und zumeist
längst in die Praxis transferierte Grundsätze

Zu §§ 17 ff KJG – weiteren Regelungen im Kinderschutz  



 § 22 Abs. 1 – 2 Meldung schwerwiegender Kinderschutzfälle ist
überflüssig (Meldungspflicht besteht bereits per SGB VIII), für die
Umsetzung der neuen Meldepflicht für den öTöJH muss der „Begriff
„Schwerwiegend“ eindeutiger definiert und MBA geregelt werden

 § 24 Netzwerke Kinderschutz regelt leider nicht die verbindliche
Teilnahme der im KKG aufgezählten Akteur*innen von
Kinderschutznetzwerke. Allerdings verpflichtet der Paragraph den öTöJH
zur Einrichtung von Koordinierungsstellen für die Netzwerke. Diese
Maßnahme ist hinsichtlich der Wirksamkeit im Kontext zum
Ressourceneinsatz zu überprüfen

 § 25 Besondere Landesweite Netzwerke – Absicht zur Landesförderung
von z.B. dem Netzwerk Gesunde Kinder, keine verbindliche Regelung

 § 26 fasst überraschenderweise Aufgaben und Zielgruppen des beim
MIK angesiedelten Landespräventionsrates

 § 27 beschreibt unter der korrekturwürdigen Überschrift „Kinder- und
Jugendschutz vor Extremismus“ beschreibt die Tätigkeit der bereits seit
Langem bestehenden Koordinierungsstelle Tolerantes Brandenburg und
deren Förderung (Verortung in der Staatskanzlei) - ohne konkrete
Handlungsbefehle

Zu §§ 17 ff KJG – weiteren Regelungen im Kinderschutz  



Inklusion
„Hilfen aus einer Hand“ 



 Beschluss der Umsetzung der “Großen Lösung” im Rahmen eines 
3-Stufenmodells ab dem Jahr 2028 zur Regelung einer 
einheitlichen sachlichen Zuständigkeit für alle Kinder und 
Jugendlichen ohne und mit Behinderung, unabhängig von der 
jeweiligen Behinderungsform 

 Stufe 3: ab 01.01.2028 Gesamtzuständigkeit der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe unterschiedslos für alle jungen Menschen
 Übernahme der vorrangigen Zuständigkeit des Trägers der 

öffentlichen Jugendhilfe für Leistungen der EGH an an junge 
Menschen mit (drohenden) körperlichen oder geistigen 
Behinderungen 

 Zwischenschritt: Verkündigung des Bundesgesetzes nach § 10 Abs. 
4 Satz 3 SGB VIII bis zum 01.01.2027

Kurzüberblick Regelungsinhalte KJSG 



Kurzüberblick Regelungsinhalte KJSG 

https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/aktuelles/alle-meldungen/gemeinsam-zum-ziel-inklusive-kinder-und-jugendhilfe-gestalten-195938



Stufe 2: Einführung einer Verfahrenslotsin (§ 10b SGB VIII nF) ab 
2024 mit doppelter Funktion)

 Verfahrensbegleitung junger Menschen und ihrer Familien bei 
Leistungen der Eingliederungshilfe

 Individueller Rechtsanspruch auf den Verfahrenslotsen, der in 

Abgrenzung zu Beratungsangeboten anderer Sozialleistungssys-

teme explizit auf die Perspektive der Bedarfslagen von Kindern 

und Jugendlichen spezialisiert sein muss 

 Unterstützung des öTöJH bei der Zusammenführung der 
Zuständigkeiten

• Kann in Bundesländern auch schon zeitiger starten (§ 107 Abs. 1) 
• https://dijuf.de/fileadmin/Redaktion/Handlungsfelder/KJSG/Positi

onspapier_Verfahrenslotse_2022-09-14.pdf

Kurzüberblick Regelungsinhalte KJSG 



Stufe 1: Stärkung der Inklusion im SGB VIII & 
Schnittstellenbereinigung (mit Inkrafttreten des KJSG)

 Ergänzung der Erziehungsziele der Kinder- und Jugendhilfe in § 1 
SGB VIII um die gleichberechtigte Teilhabe 

 Der Behindertenbegriff wird geregelt und das Merkmal der 
Wechselwirkung mit Umwelteinflüssen aufgenommen (§ 7 Abs. 2 
SGB VIII); leider nicht im § 35a SGB VIII

 Die gemeinsame Förderung von Kindern und Jugendlichen mit und 
ohne Behinderung sowie die Berücksichtigung spezifischer 
Bedürfnisse sind jetzt Maßstab bei der Jugendhilfeplanung (§ 80 
Abs. 2 Nr. 4 SGB VIII), der Qualitätsentwicklung (§ 79a S. 2 SGB VIII) 
als auch für Qualitätsvereinbarungen mit Leistungserbringer*innen 
der ambulanten Leistungen (§ 77 Abs. 1 S. 2 SGB VIII) und der (teil-) 
stationären Leistungen (Verweis auf § 79a S. 2 SGB VIII in § 78b Abs. 
1 SGB VIII)

Kurzüberblick Regelungsinhalte KJSG 



 Für Kindertagesbetreuung wird die Zugänglichkeit und Nutzbarkeit
der Angebote für Kinder mit Behinderungen sichergestellt (§ 22a 
SGB VIII Förderung in Tageseinrichtungen)

Inklusion in der Kindertagesbetreuung

 Für die gemeinsame Förderung von Kindern mit und ohne 
Behinderung entfällt die Abhängigkeit vom Hilfebedarf im Einzelfall. 
Die Pflicht zur Berücksichtigung besonderer Bedürfnisse wird ergänzt 
(§ 22a Abs. 4 SGB VIII). 



 Soll-Regelung: im Regelfall ist die Zugänglichkeit und Nutzbarkeit für 
Kinder sicherzustellen. Nur in begründeten Ausnahmen darf davon 
abgesehen werden

 Einrichtungen müssen im Rahmen der Kitabedarfsplanung so 
geplant werden, dass die Kommune ein inklusives Angebot 
gewährleisten sowie Kinder Menschen mit und ohne (drohende) 
Behinderung unter Berücksichtigung spezifischer Bedarfslagen 
gemeinsam fördern kann.

 Die Berücksichtigung der spezifischen Bedarfe von Kindern mit 
Behinderungen muss insgesamt sowohl im Rahmen der pädago-
gischen Arbeit als auch bei den strukturellen Rahmenbedingungen 
der Förderung in Tageseinrichtungen zum Tragen kommen 

 Ausgestaltung durch Landesgesetz notwendig – Kitarechtsreform

Inklusion in der Kindertagesbetreuung



Stufe 1: Stärkung der Inklusion im SGB VIII & 
Schnittstellenbereinigung (mit Inkrafttreten des KJSG)

 Für die Jugendarbeit wird die Zugänglichkeit und Nutzbarkeit der 
Angebote für junge Menschen mit Behinderungen sichergestellt 
(§ 11 Abs. 1 S. 3 SGB VIII). 

§ 11 Jugendarbeit 
(1) Jungen Menschen sind die zur Förderung ihrer Entwicklung erforder-
lichen Angebote der Jugendarbeit zur Verfügung zu stellen. Sie sollen an den 
Interessen junger Menschen anknüpfen und von ihnen mitbestimmt und 
mitgestaltet werden, sie zur Selbstbestimmung befähigen und zu 
gesellschaftlicher Mitverantwortung und zu sozialem Engagement anregen 
und hinführen. Dabei sollen die Zugänglichkeit und Nutzbarkeit der 
Angebote für junge Menschen mit Behinderungen sichergestellt werden.

III. Hilfen aus einer Hand 



 Mit dem neu angefügten Satz 3 in § 11 Absatz 1 SGB VIII wird
klargestellt, dass die Angebote der Jugendarbeit in der Regel für
junge Menschen mit Behinderungen zugänglich und nutzbar sein
müssen. Junge Menschen mit Behinderungen sollen grundsätzlich
an den Angeboten der Jugendarbeit partizipieren unter
Berücksichtigung ihrer spezifischen Bedarfe.

 Soll-Regelung  im Regelfall ist die Zugänglichkeit und
Nutzbarkeit für junge Menschen sicherzustellen. Nur in
begründeten Ausnahmen darf davon abgesehen werden.

 Dabei sollen die Wesensmerkmale der Jugendarbeit erhalten
bleiben.

 Die neue Vorgabe fordert nicht „Alles für Jed*en“, sondern
fordert dazu auf, die bestehenden Angebote kritisch in ihrer
barrierefreien Zugänglichkeit hinsichtlich nicht konzeptionell
notwendiger Exklusionswirkungen zu hinterfragen.

Inklusive Jugendarbeit



Umsetzung im KJG §§ 49 ff 



Umsetzung im KJG §§ 49 ff 



 In der Sache zu begrüßen, aber durch Jugendämter nicht ohne
weitergehende Regelungen im Landesgesetz umsetzbar

 Die „große Lösung“ ist bislang auf Bundesebene nur angelegt.
Ein weiteres Bundesgesetz hierfür ist in Erarbeitung. Ein
Landesgesetz fehlt, dass die Leistungsbereiche und – rahmen
klar definiert

 Vor diesem Hintergrund ist eine Zuständigkeitsbündelung
bereits ab 1. Januar 2025 außerordentlich schwierig

 Absatz 2: der rigorose Ausschluss der Schaffung von
Spezialdienste ist fachlich nicht nachvollziehbar, vor allem in der
Übergangsphase der Zusammenlegung der Zuständigkeiten
wäre dies unbedingt zu empfehlen

Umsetzung im KJG § 50 Bündelung von Zuständigkeiten



Umsetzung im KJG §§ 49 ff 



 § 51 kann in der vorliegenden Formulierung nicht einfach
umgesetzt werden, da bis zum Inkrafttreten des für die „Große
Lösung“ notwendigen Bundesgesetzes unverändert die
unterschiedlichen Leistungsansprüche nach dem SGB IX und
dem SGB VIII gelten

 Hier hätte das Landesrecht nur mit konkreten
Finanzierungsregelungen im Gesetz andere
Rahmenbedingungen setzen können

Umsetzung im KJG § 51 Unterstützung der KJH 



Umsetzung im KJG §§ 49 ff 



 Zu weit gefasster Aufgabenbereich
 Fachlich organisatorische Trennung macht keinen Sinn

hinsichtlich des umfassenden Aufgabenportfolios
 Unklar ist die Regelung zur Berichtspflicht im JHA
 Unkonkrete Definition des MBA:

 In der Höhe unklar
 Als Bezugspunkt ist allein die Zahl der jungen Menschen

im Zuständigkeitsbereich eines Landkreises definiert

Umsetzung im KJG § 54, 55 Unterstützung der KJH 



Digitales Fachforum „Aktive Kinder-, Jugend- und Bildungspolitik in Brandenburg“



Amtliche Hinweise des MBJS zur 

Auslegung von § 22a Abs. 4 SGB 

VIII - Inklusion in der Kindertages-

betreuung in Kindertagesstätten

http://images.google.de/imgres?imgurl=http://www.kindergarten-maria-himmelfahrt.de/Website_Maria%20Himmelfahrt%20Bilder/MH_Bildungsbereiche%20(small).jpg&imgrefurl=http://www.kindergarten-maria-himmelfahrt.de/20-MH_Konzept.html&h=462&w=420&sz=39&hl=de&start=1&usg=__McyfvTYEexIR44zdJeupge0ZiSg=&tbnid=G1l0sw6XaQkJdM:&tbnh=128&tbnw=116&prev=/images?q%3DBildungsbereiche%26gbv%3D2%26hl%3Dde


Trotz großer Kritik z.B. des LKJA und der LIGA erfolgte die 

Veröffentlichung der „Amtlichen Hinweise §22a Abs. 4 SGB 

VIII des MBJS“ im Gesetz- und Verordnungsblatt:

https://bravors.brandenburg.de/sixcms/media.php/76/Abl-

MBJS_18_2022.pdf

Amtlichen Hinweise §22a Abs. 4 SGB VIII 

des MBJS“ 

http://images.google.de/imgres?imgurl=http://www.kindergarten-maria-himmelfahrt.de/Website_Maria%20Himmelfahrt%20Bilder/MH_Bildungsbereiche%20(small).jpg&imgrefurl=http://www.kindergarten-maria-himmelfahrt.de/20-MH_Konzept.html&h=462&w=420&sz=39&hl=de&start=1&usg=__McyfvTYEexIR44zdJeupge0ZiSg=&tbnid=G1l0sw6XaQkJdM:&tbnh=128&tbnw=116&prev=/images?q%3DBildungsbereiche%26gbv%3D2%26hl%3Dde
https://bravors.brandenburg.de/sixcms/media.php/76/Abl-MBJS_18_2022.pdf


Kritik und Forderungen:

Die Neuregelung des KJSG erfordert landesgesetzliche Regelungen

(Kitarechtsreform) mit folgenden Schwerpunkten:

 Definition von Begriff, Auftrag und Aufgabenbestimmung einer inklusiven

Kindertagesbetreuung

 Verankerung des bestehenden bundesrechtlichen inklusiven

Rechtsanspruchs im brandenburgischen Ausführungsgesetz

 Festschreibung landesweit gültiger Qualitätskriterien, welche Art und

Umfang von Leistungen, insbesondere hinsichtlich der

Personalabmessung, Qualifikationsanforderungen sowie Aussagen zur

Finanzierung (inkl. Sachkosten/Ausstattung) umfassen

 Verknüpfung der Förder- und Behandlungsplanung nach SGB IX mit der

Kitabedarfsplanung und Definition einheitlicher Verfahren zur

Bedarfsfeststellung und zur Festlegung der Fördermaßnahmen

 Empfehlungen zu den Änderungen der Regelungen in der

Personalverordnung: Anerkennung der unterschiedlichen Qualifikationen

und die Ausstattung der notwendigen multiprofessionellen / flexiblen

Teams

Amtlichen Hinweise §22a Abs. 4 SGB VIII 

des MBJS“ 

http://images.google.de/imgres?imgurl=http://www.kindergarten-maria-himmelfahrt.de/Website_Maria%20Himmelfahrt%20Bilder/MH_Bildungsbereiche%20(small).jpg&imgrefurl=http://www.kindergarten-maria-himmelfahrt.de/20-MH_Konzept.html&h=462&w=420&sz=39&hl=de&start=1&usg=__McyfvTYEexIR44zdJeupge0ZiSg=&tbnid=G1l0sw6XaQkJdM:&tbnh=128&tbnw=116&prev=/images?q%3DBildungsbereiche%26gbv%3D2%26hl%3Dde


Jugendarbeit,
Jugendsozialarbeit, 

Schulsozialarbeit



Umsetzung im KJG §§ 82 ff 



 82 (1) Satz 1 verkürzt Angebote der Jugendarbeit auf die Aspekte
(außerschulische) Freizeitgestaltung und -beschäftigung. Dies lässt Ziele,
Aufgaben und Prinzipien der Jugendarbeit gem. §11 SGB völlig außer Acht,
dass die Jugendarbeit

 Der Ausschluss von schulischen Angeboten verkürzt implizit
Schulsozialarbeit unzulässig auf Maßnahmen im Sinne des § 13 SGB VIII am
Ort Schule. Gemäß § 13a SGB VIII umfasst Schulsozialarbeit jedoch alle
Angebote nach §§ 11 bis 14 SGB VIII.

 In der Begründung wird dargelegt, dass reine Unterhaltsangebote oder
kommerzielle Freizeitangebote von der Jugendarbeit abgrenzt sind. Diese
Formulierung muss in den Gesetzestext übernommen werden

Umsetzung im KJG § 82 ff JSA / SAS 



Umsetzung im KJG §§ 82 ff 



 Keine konkrete Umsetzung zur Maßgabe des Absatzes 2, jungen Menschen
im ländlichen Raum die zur Erreichung von Freizeitangeboten die
erforderlichen Mobilitätsangebote zur Verfügung zu stellen

 Land ist nicht befugt, die Möglichkeit der Nutzung aller öffentlichen
Gebäude und Liegenschaften zu regeln

 Die Möglichkeit, dass öTöJH alle Aufgaben mit Ausnahme der JHP auf
kreisangehörige Ämter, Gemeinden und Verbandsgemeinden übertragen
können, ist kritisch zu bewerten, da dies auch die Qualitätssicherung
umfassen könnte

 Auflösung des § 24 AGKJHG in eine „Kann-Regelung“ ist im Hinblick auf die
Sicherung der wichtigen Angebote schwierig zu betrachten

Umsetzung im KJG § 82 ff JSA / SAS 



Umsetzung im KJG §§ 82 ff 



Umsetzung im KJG §§ 82 ff 



Umsetzung im KJG §§ 82 ff 



 § 88 enthält keine gute Definition. Besser wäre der Vorschlag des FJB e.V.:
„Schulsozialarbeit ist ein Angebot für alle jungen Menschen im Land
Brandenburg, unabhängig von der Schulform und dem Schulträger.“

 keine klare Zuständigkeitsregelung zwischen den Systemen Jugendhilfe und
der Schule  Konfliktpotential ist vorgezeichnet

 § 89 fokussiert die Aufgaben der Schulsozialarbeit zu sehr auf den Kinder-
und Jugendschutz. Die Erweiterung des Aufgabenfeldes um Aufgaben der
Lehrkräfte ist unzulässig

 § 90: unklar, warum Schulämter ohne Finanzierungsbeteiligung
gleichberechtigt an der Erarbeitung der Zielstellung, Bedarfsfeststellung etc.
beteiligt werden sollen

Umsetzung im KJG § 88 Schulsozialarbeit


